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Vorwort

Mit dem Vertreter des öffentlichen Interesses sieht die VwGO neben Klä-
ger, Beklagtem, Beigeladenem und Richter einen weiteren Prozessbeteiligten 
an verwaltungsgerichtlichen Verfahren vor. Dies wirft die grundlegende 
Frage auf, ob für diese Einrichtung neben den übrigen Prozessbeteiligten im 
deutschen Verwaltungsprozessrecht überhaupt Raum und Bedarf bestehen. 

Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag zur Beantwortung dieser Frage 
leisten, indem sie zunächst die gesetzliche Konzeption des Vertreters des 
Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsgericht untersucht. Neben diesem 
theoretischen Ansatz beleuchtet sie aber auch seine heutige Organisation so-
wie seine derzeitige praktische Tätigkeit. Auf dieser Grundlage diskutiert sie 
die Existenzberechtigung des Vertreters des öffentlichen Interesses, wobei sie 
sowohl auf die bereits in der Vergangenheit ins Feld geführten Argumente als 
auch auf die Erkenntnisse hinsichtlich seiner heutigen Konzeption und Ar-
beitsweise eingeht. 

Die Arbeit ist im Sommersemester 2021 von der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dissertation 
angenommen worden. Stand der zitierten Rechtsprechung und Literatur ist 
grundsätzlich März 2021. In Einzelfällen wurden neuere Veröffentlichungen 
bis März 2022 berücksichtigt. 

Besonders möchte ich zunächst Herrn Professor Dr. Fabian Wittreck dan-
ken, der die vorliegende Doktorarbeit betreut und durch seine Anregun-
gen  erheblich gefördert hat. Danken möchte ich außerdem Herrn Professor 
Dr.  Marcel Krumm für die Erstellung des Zweitgutachtens. Darüber hinaus 
gilt mein Dank Herrn Ministerialrat Hubertus Rybak, der mir sehr hilfreiche 
Informationen über Organisation und Arbeitsweise des Vertreters des Bun-
desinteresses beim Bundesverwaltungsgericht zur Verfügung gestellt hat. 
Ebenfalls danken möchte ich der Begabtenförderung der Konrad-Adenauer-
Stiftung, die mich während der Zeit der Ausarbeitung der Dissertation mit 
einem Promotionsstipendium gefördert hat, dem Bundesministerium des In-
nern und für Heimat für die freundliche Prüfung meines Antrags auf Druck-
kostenzuschuss und die vorläufige Förderungszusage sowie meinen Eltern, 
die mich in meiner Absicht zu promovieren und in der Zeit der Erstellung 
der Arbeit sehr unterstützt haben. 

Münster, im März 2022	 Oliver Wolters
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A. Einleitung

In §§ 35–37 regelt die VwGO als vierten Abschnitt die Vertreter des öf-
fentlichen Interesses im Verwaltungsgerichtsverfahren. Als solche kennt sie 
zum einen den Vertreter des Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsge-
richt (§ 35 VwGO) sowie zum anderen die Vertreter des öffentlichen Interes-
ses bei den Verwaltungs- und Oberverwaltungsgerichten, welche die Länder 
gemäß § 36 VwGO einrichten können. 

In der juristischen Ausbildung spielen diese Institutionen, wenn überhaupt, 
nur eine sehr untergeordnete Rolle. Dennoch sind mit ihnen für das Verständ-
nis des Verwaltungsgerichtsprozesses wichtige Probleme verbunden. Bereits 
bei der Lektüre der §§ 35–37 VwGO stellt sich dem Leser die Frage, welche 
Rolle dem Vertreter des öffentlichen Interesses (VöI) zwischen dem Bürger, 
der üblicherweise Kläger ist, der Behörde, die regelmäßig als Beklagte auf-
tritt, und dem Gericht im Prozess zukommt. Ebenso ist auf den ersten Blick 
noch nicht klar, was genau unter dem „Bundesinteresse“ gemäß § 35 Abs. 1 
S. 1 VwGO bzw. dem „öffentlichen Interesse“ gemäß § 36 Abs. 1 S. 1 VwGO 
zu verstehen ist. Eng damit verknüpft sind die Fragen, warum es einer sol-
chen Einrichtung überhaupt bedarf und ob die Behörden oder die Gerichte 
als öffentliche Institutionen nicht ohnehin das öffentliche Interesse von Amts 
wegen in ausreichendem Maße berücksichtigen müssen. 

Ein VöI auf Grundlage von § 36 Abs. 1 S. 1 VwGO existiert derzeit nur 
noch in Bayern, Rheinland-Pfalz und Thüringen, wohingegen Baden-Würt-
temberg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein ihn in den vergangenen Jahrzehnten abgeschafft haben1. Angesichts 
der Tatsache, dass damit nur der Vertreter des Bundesinteresses beim Bun-
desverwaltungsgericht (VBI) als Rechtsinstitution eine bundesweite Relevanz 
hat, soll auf diesem der Schwerpunkt der Untersuchung liegen. Ausführungen 
zum VöI auf Länderebene erfolgen an den Stellen, an denen dies für das 
Verständnis der Einrichtung des VBI dienlich ist. 

Mit Wirkung zum 1.  Januar 2002 schaffte der Bundesgesetzgeber durch 
eine Neufassung von § 35 VwGO den damaligen Oberbundesanwalt (OBA) 
als Vertreter des öffentlichen Interesses beim Bundesverwaltungsgericht ab 

1  Eyermann/M. Hoppe, VwGO, § 35 Rn. 2; Gärditz/F. Wittreck, VwGO, § 35 
Rn. 3; Posser/Wolff/H. Schmitz, VwGO, § 35 Rn. 3.1–3.3; Redeker/von Oertzen/ 
M. Redeker, VwGO, § 36 Rn. 1; Sodan/Ziekow/A. Guckelberger, VwGO, § 36 Rn. 5.
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und ersetzte ihn durch den heutigen VBI2. E.  Schumann bewertet diesen 
Vorgang als deutliches Zeichen eines generellen Sympathieschwundes des 
Gesetzgebers für Einrichtungen, welche die Vertretung öffentlicher Interes-
sen zum Gegenstand haben3. K. D. Schnappauf dagegen sieht diese Reform 
als Bekenntnis des Gesetzgebers zu Notwendigkeit und Zukunft des VöI in 
der VwGO an4. Fast 20 Jahre nach Durchführung dieser Reform stellt sich 
nun die Frage, wie sich der neue VBI seitdem bewährt hat und wie seine 
Existenzberechtigung aus heutiger Sicht zu bewerten ist. 

Dazu soll die Dissertation zunächst einmal die heutige Einrichtung des 
VBI darstellen. Hierzu zählt eine Auseinandersetzung mit den Aufgaben, 
welche der Gesetzgeber diesem zugedacht hat, und mit seiner heutigen pro-
zessualen Stellung im Verwaltungsprozess. Um diese Institution in die ge-
samte Rechtsordnung einordnen zu können, soll anschließend untersucht 
werden, inwieweit das öffentliche Interesse in anderen Verfahrensarten rele-
vant wird und auf welche Weise es dort vertreten wird. Neben diesem theo-
retischen Ansatz soll die Arbeit aber auch die praktische Tätigkeit des VöI 
untersuchen. Hierunter fallen der organisatorische Aufbau dieser Einrichtung 
sowie eine aktuelle Darstellung ihrer tatsächlichen Arbeitsweise. Um die 
heutige Situation des VBI angemessen beurteilen zu können, muss die Arbeit 
außerdem untersuchen, wie der VBI den unbestimmten Rechtsbegriff des 
öffentlichen Interesses konkret in der Praxis anwendet, also an welchen Fäl-
len er sich typischerweise beteiligt. In diesem Zusammenhang sind auch 
Zahlen und Daten über den Umfang seiner Beteiligung aufschlussreich, ge-
rade auch als Vergleich zur früheren Tätigkeit des OBA. 

Auf dieser Grundlage soll die Arbeit als letzten Schritt die alte Diskussion 
über die Existenzberechtigung des VöI mit ihren klassischen Argumenten 
darstellen und anschließend vor dem Hintergrund seiner heutigen Tätigkeit 
beleuchten. 

2  Eyermann/M. Hoppe, VwGO, § 35 Rn. 1; Gärditz/F. Wittreck, VwGO, § 35 
Rn. 1; Sodan/Ziekow/A. Guckelberger, VwGO, § 35 Rn. 1. 

3  E. Schumann, Sympathieschwund für VöI, in: FS Prütting, S. 541 (544). 
4  K. D. Schnappauf, Vom OBA zum VBI, in: FG BVerwG, S. 185 (187 f.).



B. Aufgaben des Vertreters des Bundesinteresses  
beim Bundesverwaltungsgericht

Einen Rückschluss auf die Aufgaben des VBI lässt der Wortlaut seiner 
Bezeichnung in § 35 Abs. 1 S. 1 VwGO dahingehend zu, dass der Bezugs-
punkt seiner Tätigkeit das Bundesinteresse ist. Darüber hinaus ist die syste-
matische Stellung dieser Regelung im Vierten Abschnitt der VwGO ein An-
haltspunkt, wonach der VBI ein Vertreter des öffentlichen Interesses ist. 

Eine weitere Erkenntnisquelle stellt die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zu § 35 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) – Dienstanweisung für den 
Vertreter des Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsgericht (DA VBI)  – 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 2002 (GMBl S. 132)“1 
dar. § 1 Abs. 1 S. 1 DA VBI definiert die Aufgaben des VBI dahingehend, 
dass dieser „in den Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht das öffent-
liche Interesse zu wahren und dadurch zur Verwirklichung des Rechts beizu-
tragen“ hat. Der Wortlaut dieses Satzes ist identisch mit der Definition der 
Aufgaben des OBA in der Dienstanweisung vom 11.  Januar 1967 (GMBl. 
S. 39)2. 

Dies deutet darauf hin, dass, obwohl die Fassung von § 35 Abs. 1 S. 2 
VwGO, die vor dem 1.  Januar 2002 in Kraft war, nicht von „Bundesinte
resse“, sondern von „öffentlichem Interesse“ sprach, die Reform der gesetz-
lichen Konzeption nach keine Auswirkungen auf dessen Aufgabenzuschnitt 
haben sollte. Auch der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu-
folge hat die Ersetzung des OBA durch den VBI zu keiner Änderung von 
dessen Aufgaben geführt3. Damit haben ältere Entscheidungen, in denen sich 
das Bundesverwaltungsgericht zu Funktionen und Aufgabenstellung des 
OBA geäußert hat, weiterhin grundsätzlich Bedeutung. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass zwischen den VöI, 
die auf Grundlage von § 36 Abs. 1 S. 1 VwGO in den Ländern errichtet wor-
den sind, und dem VBI hinsichtlich der Aufgabenstellung – von der gegebe-

1  Abgedruckt bei Posser/Wolff/H. Schmitz, VwGO, § 35 Rn. 4.1. 
2  Vgl. C. H. Ule, VöI, DVBl. 1981, 953 (954). 
3  BVerwGE 128, 155 (160); in diesem Sinne auch: Posser/Wolff/H. Schmitz, 

VwGO, § 35 Rn. 2; Schoch/Schneider/Bier/C. Steinbeiß-Winkelmann, VwGO, § 35 
Rn. 1 (2014); K. D. Schnappauf, Vom OBA zum VBI, in: FG BVerwG, S. 185 (198). 




